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Entscheidungsdatum

19.07.2017
Norm

B-VG Art.133 Abs4

MOG 2007 §6

MOG 2007 §8i

VwGVG §14 Abs1

VwGVG §15 Abs1

VWGVG §28 Abs2

VWGVG §28 Abs3 Satz2
VWGVG §31 Abs1

. B-VG Art. 133 heute

—_

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giiltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. VWGVG 8§ 14 heute

2. VWGVG § 14 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021

3. VWGVG § 14 glltig von 01.01.2019 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

4. VwGVG § 14 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

1. VWGVG 8§ 15 heute

2. VWGVG § 15 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021

3. VWGVG § 15 gultig von 01.01.2014 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2013

4. VWGVG § 15 gtiltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013

N

VWGVG § 28 heute
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2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

1. VWGVG 8 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
VwGVG § 28 giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

w

VwWGVG 8§ 31 heute

VwGVG 8§ 31 guiltig ab 01.09.2018 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 57/2018

VwGVG § 31 gultig von 01.01.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
VwGVG & 31 gtiltig von 01.01.2014 bis 31.12.2016

E o

Spruch
W180 2163413-1/2E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht beschlie8t durch den Richter Mag. Georg PECH als Einzelrichter Uber die Beschwerde
von XXXX, Betriebsnummer XXXX, gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria vom 31.08.2016, Zahl 11/4-DZ/15-
4282048010, nach Beschwerdevorentscheidung der Agrarmarkt Austria vom 05.01.2017, Zahl 11/4-DZ/15-5250565010,
betreffend Direktzahlungen 2015:Das Bundesverwaltungsgericht beschlie3t durch den Richter Mag. Georg PECH als
Einzelrichter Gber die Beschwerde von rémisch 40, Betriebsnummer réomisch 40, gegen den Bescheid der Agrarmarkt
Austria vom 31.08.2016, Zahl 11/4-DZ/15-4282048010, nach Beschwerdevorentscheidung der Agrarmarkt Austria vom
05.01.2017, Zahl 11/4-DZ/15-5250565010, betreffend Direktzahlungen 2015:

A)

Die Beschwerdevorentscheidung wird behoben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an die

Agrarmarkt Austria zurtickverwiesen.
B)

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text
BEGRUNDUNG:
I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1. Mit Bescheid der Agrarmarkt Austria (in der Folge: belangte Behorde) vom 31.08.2016 wurden der
beschwerdefiihrenden Partei Direktzahlungen fur 2015 gewahrt und eine Flachensanktion betreffend eine
Almfutterflache verhangt. Dagegen wurde binnen offener Frist Beschwerde erhoben.

2. Mit Beschwerdevorentscheidung vom 05.01.2017 gewahrte die belangte Behtrde der beschwerdefihrenden Partei
geringfligig hohere Direktzahlungen fur 2015, verhangte jedoch wieder eine Flachensanktion. Dagegen wurde ein
Vorlageantrag eingebracht.

3. Die belangte Behorde legte die Akten des Verwaltungsverfahrens vor. In ihrem Aufbereitungsschreiben fuhrt sie aus,
dass aus ihrer Sicht ein Anwendungsfall des & 28 Abs. 3 VwGVG vorliege. Die Aktenlage habe sich dahingehend
gedndert, dass eine Erklarung gemal3 § 8i MOG mittels Formular eingereicht oder darauf in der Beschwerde Bezug
genommen worden sei. Diese Unterlagen seien sowohl formal als auch inhaltlich geprift worden und wirden von der
belangten Behorde bertcksichtigt werden, ware diese noch zustandig. Eine Entscheidung durch die Behérde selbst
wirde zu einer wesentlichen Beschleunigung des Verfahrens fuhren.3. Die belangte Behdrde legte die Akten des
Verwaltungsverfahrens vor. In ihrem Aufbereitungsschreiben flihrt sie aus, dass aus ihrer Sicht ein Anwendungsfall des
Paragraph 28, Absatz 3, VWGVG vorliege. Die Aktenlage habe sich dahingehend geandert, dass eine Erklarung gemaf
Paragraph 8 i, MOG mittels Formular eingereicht oder darauf in der Beschwerde Bezug genommen worden sei. Diese
Unterlagen seien sowohl formal als auch inhaltlich geprift worden und wirden von der belangten Behdrde
berlcksichtigt werden, ware diese noch zustandig. Eine Entscheidung durch die Behdrde selbst wirde zu einer

wesentlichen Beschleunigung des Verfahrens fuhren.
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Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
2.1. Zur Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichts

Gemald Art. 131 Abs. 2 B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in Rechtssachen in
Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehdrden besorgt werden. Gemal3 8 1 AMA-
Gesetz 1992, BGBI. 376/1992 idgF, iVm 8 6 Marktordnungsgesetz 2007 (MOG 2007),BGBI. | Nr. 55/2007 idgF, erfolgt die
Abwicklung der landwirtschaftlichen Direktzahlungen durch die Agrarmarkt Austria im Rahmen der unmittelbaren
Bundesverwaltung.Gemal? Artikel 131, Absatz 2, B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden
in Rechtssachen in Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehdrden besorgt
werden. Gemdal3 Paragraph eins, AMA-Gesetz 1992, Bundesgesetzblatt 376 aus 1992, idgF, in Verbindung mit
Paragraph 6, Marktordnungsgesetz 2007 (MOG 2007), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 55 aus 2007, idgF, erfolgt die
Abwicklung der landwirtschaftlichen Direktzahlungen durch die Agrarmarkt Austria im Rahmen der unmittelbaren

Bundesverwaltung.

Gemal § 31 Abs. 1 VWGVG erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen des Verwaltungsgerichts durch Beschluss,
soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist. Gemal Paragraph 31, Absatz eins, VwWGVG erfolgen die Entscheidungen und

Anordnungen des Verwaltungsgerichts durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu féllen ist.
Zu A)

2.2. Rechtsgrundlagen

§ 28 Abs. 2 und 3 VWGVG lauten wie folgtParagraph 28, Absatz 2 und 3 VwWGVG lauten wie folgt:

"(2) Uber Beschwerden gemé&R Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG hat das Verwaltungsgericht dann in der Sache selbst zu
entscheiden, wenn"(2) Uber Beschwerden gemaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG hat das Verwaltungsgericht

dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn
1. der mafgebliche Sachverhalt feststeht oder

2. die Feststellung des mal3geblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit

gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

(3) Liegen die Voraussetzungen des Abs. 2 nicht vor, hat das Verwaltungsgericht im Verfahren Uber Beschwerden
gemal Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG in der Sache selbst zu entscheiden, wenn die Behérde dem nicht bei der Vorlage der
Beschwerde unter Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung oder Beschleunigung des Verfahrens
widerspricht. Hat die Behérde notwendige Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen, so kann das Verwaltungsgericht
den angefochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an
die Behorde zurlickverweisen. Die Behorde ist hiebei an die rechtliche Beurteilung gebunden, von welcher das
Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss ausgegangen ist."(3) Liegen die Voraussetzungen des Absatz 2, nicht vor, hat
das Verwaltungsgericht im Verfahren Uber Beschwerden gemal3 Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG in der Sache
selbst zu entscheiden, wenn die Behérde dem nicht bei der Vorlage der Beschwerde unter Bedachtnahme auf die
wesentliche Vereinfachung oder Beschleunigung des Verfahrens widerspricht. Hat die Behoérde notwendige
Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen, so kann das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid mit
Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an die Behdrde zurtickverweisen.
Die Behdrde ist hiebei an die rechtliche Beurteilung gebunden, von welcher das Verwaltungsgericht bei seinem
Beschluss ausgegangen ist."

2.3. Zur Zuruckverweisung

Im Aufbereitungsschreiben fihrt die belangte Behdérde sinngemald aus, dass nicht auszuschlieBen ist, dass der
vorliegende Sachverhalt unter Berucksichtigung aller nun vorliegenden Umstande zu einer anderen Beurteilung fihren
wulrde, wenn sie fur diesen Fall noch zustandig ware, und dass die Entscheidung durch die Behdrde selbst zu einer
wesentlichen Beschleunigung des Verfahrens fihren wirde. Daraus ergibt sich, dass das Ermittlungsverfahren der
belangten Behorde mangelhaft war.

In Anbetracht der Komplexitdt der Bezug habenden Beihilferegelung und des technischen Charakters der
Entscheidung Uber die aus den zu ermittelnden Sachverhaltselementen erflieRenden Berechnungen liegt eine
Feststellung des mal3geblichen Sachverhalts durch das Bundesverwaltungsgericht weder im Interesse der Raschheit
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noch der Kostenersparnis. Vielmehr dient die Zurlckverweisung der Angelegenheit einer raschen und
kostensparenden Berucksichtigung des von der belangten Behdrde zu erganzenden Ermittlungsverfahrens.

Im Rahmen des fortgesetzten Verfahrens wird die belangte Behdrde zu ermitteln haben, wie der Antrag auf
Gewahrung von Direktzahlungen 2015 sowie die im Zuge dieses Antrags gestellten weiteren Antrage zu beurteilen
sind.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaf Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf3
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begranden.

Die Revision ist gemal? Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemaf3
Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.
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